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1
Problemstellung

Kaum eine Frage hat die beschäftigungspo-
litischen Debatten der beiden letzten Jahr-
zehnte so bewegt wie die nach dem Zu-
sammenhang von Beschäftigung und Re-
gulierung.1 Nach verbreiteter Auffassung
gilt die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes
als unabdingbare Voraussetzung, um den
hartnäckig andauernden Arbeitsmarktpro-
blemen zu Leibe zu rücken. Massive Kritik
richtet sich seit Jahren gegen den institu-
tionellen Rahmen des Arbeitsmarktes, der
als sklerotisch diagnostiziert wird. Bei einer
beherzteren Reformpolitik werden Be-
schäftigungsgewinne von bis zu knapp fünf
Mio. in Aussicht gestellt (Enste/Hardege
2006). Im Kreuzfeuer der Kritik stehen vor
allem das Tarifvertragssystem, der Kündi-
gungsschutz sowie die Orientierung am
Normalarbeitsverhältnis. Merklich abge-
ebbt ist die Kritik gegenüber der lange Zeit
als zu starr bewerteten Arbeitszeit. Die Be-
fürworter von vermehrter Flexibilisierung
begrüßen vor allem die rasche Ausbreitung
von Arbeitszeitkonten, die den Betrieben
neue Möglichkeiten eröffnen, den Arbeits-
einsatz kostenreduzierend an eine volatile
Nachfrage anzupassen.

Die kaum weniger bedeutsamen insti-
tutionellen Veränderungen im Bereich der
Tarifpolitik oder der atypischen Beschäfti-
gungsformen werden dagegen entweder
völlig ignoriert oder als unzureichend an-
gesehen. Diese Unterbewertung mag damit
zu tun haben, dass die zahlreichen Einzel-
schritte der Deregulierung für sich genom-
men eher moderat ausgefallen sind. Erst ih-
re Gesamtbilanz verdeutlicht das beachtli-
che Ausmaß bisheriger Deregulierungs-
bemühungen. Nahezu sämtliche Formen

gulierungen des Arbeitsmarktes (Tarifver-
tragssystem, Arbeitsrecht, Arbeitszeitge-
setz, usw.) Störfaktoren, die verhindern,
dass sich ein markträumender Gleichge-
wichtsreallohnsatz herausbilden kann, der
zu Vollbeschäftigung führt. In dieser idea-
len Modellwelt vollständiger Konkurrenz
auf Güter- und Faktormärkten existieren
weder Informationsdefizite und -asymme-
trien noch Transaktionskosten oder länge-
re Anpassungszeiträume oder gar Macht-
ungleichgewichte, es sei denn, regulierende
Eingriffe hätten den Marktmechanismus
beeinträchtigt. Das Interesse der Marktpar-
teien an der Stabilität von Vertragsbezie-
hungen und deren Produktivität fördern-
den Wirkungen (Identifikation der Be-
schäftigten mit Unternehmenszielen und
Akzeptanz von technischem Fortschritt,
deren Bereitschaft zur Weitergabe von
Kenntnissen, Investitionen in berufliche
Weiterbildung usw.) werden in der Regel
ausgeblendet (Buttler 2004).

Sieht man einmal von diesen generellen
Einwänden ab, dann bleiben in der Debat-
te um Flexibilität zum einen auch deren
Ausmaß und zum anderen der Begriff der
„Flexibilität“ selbst unklar. Flexibilität wird
häufig unspezifisch oder in einer eng aus-
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Zahlreiche Schritte der Deregulierung haben die Flexibilität am Arbeitsmarkt in den beiden letzten Jahrzehnten spürbar erhöht. Be-
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der Flexibilität haben, wie noch zu zeigen
ist, an Spielraum gewonnen.

Konträr zur Deregulierung des Arbeits-
marktes haben sich Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit entwickelt. Nach der Flexibi-
lisierungsthese (Sinn 2003) hätte die Be-
schäftigung zu- und die Arbeitslosigkeit
abnehmen müssen. Stattdessen sind zu den
ungelösten Problemen am Arbeitsmarkt
neue hinzugekommen. Der institutionelle
Umbau des Arbeitsmarktes (Tarifsystem,
Arbeitsmarktpolitik, Arbeitsrecht, Arbeits-
zeit) hat den Bereich der Niedriglöhne an-
schwellen lassen, gefährdet die soziale Si-
cherung der Beschäftigten wie auch die Sta-
bilität des sozialen Sicherungssystems und
beeinträchtigt langfristig die Funktions-
fähigkeit des Arbeitsmarktes.

Bevor den durch Deregulierung verur-
sachten sozialen Wirkungen sowie den
prognostizierten Effekten für den Arbeits-
markt nachgegangen wird (Abschnitt 4),
sollen Formen der Flexibilität unterschie-
den (Abschnitt 2) und die wichtigsten Ele-
mente der sukzessive umgewandelten Ar-
beitsmarktverfassung (Tarifvertragssystem,
Arbeitsrecht,Arbeitszeit, atypische Beschäf-
tigung) skizziert werden (Abschnitt 3).

2
Deregulierung und Formen
der Flexibilität

Zweifellos muss der institutionelle Rahmen
des Arbeitsmarktes genügend Flexibilität
bieten, um den Strukturwandel bewältigen,
auf externe Schocks angemessen reagieren,
wirtschaftliches Wachstum fördern und
Arbeitslosigkeit bekämpfen zu können.
Marktradikale Deregulierungsforderun-
gen, die von der neoklassischen Gleichge-
wichts-Modellwelt ausgehen, sehen in Re-
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gelegten und operationalisierten Weise ge-
braucht und selektiv auf einzelne Formen,
nicht aber auf das gesamte Spektrum der
möglichen Anpassungsvarianten bezogen.
So bleibt beispielsweise der Flexibilitätsin-
dex der OECD (1999; 2004), der den jewei-
ligen Grad der Regelungen zur Beschäfti-
gungssicherheit (employment protection
legislation) international vergleichend ana-
lysiert, lediglich auf Formen der externen
Flexibilität beschränkt; er stützt sich auf die
drei Variablen Kündigungsschutz, Leihar-
beit und befristete Beschäftigung. Aus-
drücklich weist die OECD darauf hin, dass
es sich nur um eine Partialanalyse handelt,
die den wichtigen Bereich interner Flexibi-
lisierungsformen ausklammert (OECD
1999). Gerade diese Flexibilitätsvarianten
dominieren in Deutschland (Hohendan-
ner/Bellmann 2006) und spielen hier eine
wesentlich bedeutsamere Rolle als in ande-
ren europäischen Ländern (European
Commission 2001). Insofern liefern Län-
dervergleiche, die lediglich Teilelemente
der Flexibilität erfassen und bewerten, ein
unvollständiges oder gar verzerrtes Bild.

Für eine differenzierte Behandlung von
Flexibilität sprechen unterschiedliche be-
triebliche Problemlagen mit entsprechend
differenzierten Lösungsanforderungen und
Anpassungskosten. Den Zugang zu den
möglichen Flexibilitätsformen liefert eine
von der OECD verwandte Typologie
(OECD 1986, 1989). Sie lässt sich modifi-
zieren und erweitern. Ausgangspunkt ist
die Unterscheidung zwischen den Haupt-
dimensionen interner und externer Flexi-
bilität, die sich weiter ausdifferenzieren las-
sen (Übersicht 1). Mit der ersten Dimensi-
on sind sämtliche Strategien gemeint, die
eine Anpassung des Arbeitseinsatzes an
veränderte Nachfragebedingungen ohne
Rückgriff auf den externen Arbeitsmarkt,
das heißt ohne Veränderung der Beschäf-
tigtenzahl, ermöglichen. Hierzu gehören
vor allem die Anpassung der Dauer der Ar-
beitszeit (numerische Flexibilisierung), des
Einkommens (monetäre Flexibilisierung),
der Arbeitsorganisation und der Qualifika-
tion (funktionale Flexibilisierung); ergän-
zend lässt sich die temporale Variante als
quantitativ-zeitpunktbezogene Anpassung
der Verteilung der Arbeitszeit einführen
(Keller/Seifert 2006).

Externe Flexibilität basiert demgegen-
über auf der Anpassung der Beschäftigten-
zahl durch Entlassungen bzw. Personalre-
duktion und Einstellungen. Zu den Instru-
menten gehören neben Kündigungsschutz,

befristeter Beschäftigung, Leiharbeit und
Frühverrentungen auch Lohnkostensub-
ventionen sowie als neuere Form Transfer-
gesellschaften.

Diese Varianten können sich ergänzen,
z. B. intern-numerische und intern-mo-
netäre Anpassungen im Rahmen betriebli-
cher Bündnisse für Arbeit, wodurch sowohl
das Arbeitsvolumen als auch die Arbeits-
kosten reduziert werden (Massa-Wirth/
Seifert 2004). Sie können sich aber auch er-
setzen, etwa extern-numerische durch in-
tern-numerische Flexibilität im Rahmen
beschäftigungsichernder Vereinbarungen
(befristete Arbeitszeitverkürzungen ohne
Lohnausgleich) oder Kurzarbeit anstelle
von Entlassungen.

Die Wahl der Flexibilitätsvarianten
hängt von der Problemsituation sowie den
jeweiligen Anpassungskosten ab. Intern-
numerische Anpassung erscheint eher bei
kurzfristigem Anpassungsbedarf infolge
alltäglicher, saisonaler oder konjunkturel-
ler Nachfrageschwankungen von Vorteil,
stößt bei strukturellem Anpassungsbedarf
jedoch an Grenzen: Ist eine dauerhafte Re-
duzierung des Arbeitseinsatzes unvermeid-
bar, können Formen interner Flexibilität
den Anpassungsprozess abfedern, nicht
aber grundsätzlich aufhalten. Bei kurzfris-
tigem, erratisch oder zyklisch schwanken-
dem Arbeitsbedarf kann intern-numeri-
sche Flexibilität im Rahmen beschäfti-
gungsichernder Arbeitszeitverkürzungen
oder zeitkontengesteuerter Variation der
Arbeitszeit für Betriebe kostengünstiger
sein als extern-numerische Flexibilität
durch Entlassungen und spätere Wieder-
einstellungen. Die Betriebe vermeiden Ent-
lassungskosten, erhalten eingespielte Ar-
beitsteams, sichern Teamproduktivität und
vermeiden den Verlust von betriebsspezifi-
schem Humankapital. Je betriebsbezogener
die Qualifikationen der Beschäftigten sind,
desto stärker schlagen die Kostenvorteile

interner Flexibilität zu Buche. Interne Fle-
xibilität kann als funktionales Äquivalent
für externe Flexibilität dienen.

Bewertet man intern-numerische und
monetäre Anpassungen aus Sicht der Be-
schäftigten, dann können diese Flexibilisie-
rungsformen vorteilhafter sein als Variatio-
nen der Beschäftigtenzahlen. Die Beschäf-
tigten vermeiden Mobilitätskosten, sichern
Senioritätsansprüche und Verwertungs-
möglichkeiten von betriebsspezifischem
Humankapital. Allerdings kann ein auf
Dauer abgesenktes Arbeitsentgelt gerade
bei gut qualifizierten, wettbewerbsstarken
Beschäftigtengruppen Mobilitätsprozesse
auslösen, die bei den betroffenen Betrieben
zu Mobilitätskosten und Produktivitäts-
einbußen führen. Der Mobilitätsgrad
hängt wesentlich vom Angebot an attrakti-
ven Beschäftigungsalternativen ab.

3
Schritte zur Deregulierung
des Arbeitsmarktes

Die Deregulierung des Arbeitsmarktes
setzte mit dem Beschäftigungsförderungs-
gesetz von 1985 ein, das die Möglichkeiten
zu befristeten Beschäftigungsverhältnissen
ausweitete. Seitdem hat sich die Arbeits-
marktverfassung, die konzeptionell auf
dem Normalarbeitsverhältnis basierte, in
ihrer Grundstruktur merklich gewandelt.
Deregulierungspolitik des Gesetzgebers
und Vereinbarungen der Tarifvertragspar-
teien haben folgende Regelungskomplexe
schrittweise reformiert:

3.1 TARIFVERTRAGSSYSTEM

Bei wichtigen tariflichen Handlungspara-
metern haben die Betriebe an Flexibilitäts-
potenzial gewonnen. Das für Deutschland

Übersicht 1: Formen der Flexibilität
Intern Extern

Numerisch – Zeitkonten – Entlassungen und Einstellungen 
– Beschäftigungssichernde  (Kündigungsschutz)

Arbeitszeitänderungen – Leiharbeit
– Befristete Beschäftigung

Funktional – Weiterbildung – Transfergesellschaft
– Arbeitsorganisation

Monetär – Tarifliche Öffnungsklauseln – Lohnkostenzuschüsse 
– Betriebliche Bündnisse bzw. –subventionen
– Geringfügige Beschäftigung/Mini-Jobs – Lohnersatzleistungen
– Leistungsbezogene Entgelte

Temporal – Geringfügige Beschäftigung/Mini-Jobs
– Teilzeitarbeit

Quelle: Keller/Seifert 2006
Hans Böckler
Stiftung
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charakteristische System der Flächentarif-
verträge erodiert in zweierlei Hinsicht: Die
Tarifbindung nimmt ab, und die Flächen-
tarifverträge werden poröser. Der Anteil
der Beschäftigten, deren Einkommens-
und Arbeitszeitbedingungen Flächentarif-
verträge regeln, ist zwischen 1996 und 2005
in West- von 69 % auf 59 % und in Ost-
deutschland von 56 % auf 42 % gesunken.
Hinzu kommen Firmentarifverträge für
8 % der Beschäftigten in West- und 11 % 
in Ostdeutschland (Kohaut/Schnabel 2006).
In Ostdeutschland werden Arbeitszeit 
und Einkommen für die Mehrheit der Be-
schäftigten bereits dezentral ausgehandelt.
Infolge dieser Entwicklung gerät der
schrumpfende Bereich tarifgebundener
Beschäftigter unter wachsenden Konkur-
renzdruck durch die tariffreien Betriebe.
Die Androhung von Exit-Optionen dürfte
Tarifverhandlungen immer weniger unbe-
eindruckt lassen.

Auch die Flächentarifverträge selbst
sind flexibler geworden. Tarifliche Öff-
nungsklauseln haben seit Mitte der 1980er
Jahre sukzessive Spielraum eröffnet, im
Rahmen betrieblicher Vereinbarungen bei
zentralen Regelungsparametern wie Ar-
beitszeit und Einkommen von den tarifli-
chen Standards (in definierten Bandbrei-
ten) abzuweichen (Bispinck 2005). In mo-
netärer Hinsicht erlauben sie, tarifliche
Lohnerhöhungen auszusetzen, das tarifli-
che Entgelt abzusenken oder zu differen-
zieren bzw. niedrigere Einsteigertarife für
spezifizierte Beschäftigtengruppen einzu-
führen. In temporaler Hinsicht räumen
Öffnungsklauseln den betrieblichen Ak-
teuren Optionen ein, die tarifliche Regel-
arbeitszeit innerhalb definierter Bandbrei-
ten zu unter- und teilweise auch zu über-
schreiten oder im Rahmen von Arbeitszeit-
konten variabel zu verteilen. Gut drei
Viertel aller Betriebe mit Betriebsrat ma-
chen von Öffnungsklauseln Gebrauch 
(Bispinck 2005, S. 303). Inhaltlich über-
wiegen Vereinbarungen zur Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit.

Öffnungsklauseln und die auf ihnen
basierenden betrieblichen Bündnisse für
Arbeit, die etwa ein Viertel der Betriebe 
mit Betriebsrat vereinbart haben (Seifert/
Massa-Wirth 2005), erweitern die Optio-
nen sowohl für die verschiedenen Varian-
ten interner (numerischer, funktionaler
und monetärer) als auch für einzelne For-
men externer Flexibilität (z. B. Vereinba-
rungen über Vorruhestand und Altersteil-
zeit). Betriebe können Arbeitsvolumen

und Arbeitskosten an eine schwankende
Nachfrage anpassen sowie den Lohnsatz
selbst variieren.

Die Mehrheit der Bündnisse für Arbeit
kombiniert verschiedene Formen der Fle-
xibilität sowohl in komplementärer als
auch substitutiver Form miteinander (Sei-
fert/Massa-Wirth 2005). Komplexe Rege-
lungspakete erweitern das Gesamtpoten-
zial betrieblicher Handlungsoptionen und
bieten zugleich maßgeschneiderte Lösun-
gen für spezifische betriebliche Flexibi-
litätsanforderungen. In aller Regel stehen
der erweiterten internen Flexibilität Abstri-
che bei externer Flexibilität gegenüber, da
die Betriebe temporär auf betriebsbeding-
te Kündigungen verzichten. Im Gegenzug
müssen die Arbeitnehmer für die zugesi-
cherte Beschäftigungsstabilität Konzessio-
nen bei Einkommens- und Arbeitszeitfle-
xibilität hinnehmen.

3.2 LOHNERSATZ

Deregulierungspolitik hat auch die Rah-
menbedingungen für die Transfereinkom-
men der Arbeitslosen verändert. Die Hartz-
Gesetze haben Niveau und Bezugsdauer
der Lohnersatzleistungen spürbar gekürzt,
um die Konzessionsbereitschaft der Ar-
beitslosen zu erhöhen, geringer entlohnte
Tätigkeiten anzunehmen (Koch/Walwei
2005). Seit Beginn des Jahres 2005 ist die
Bezugszeit des Arbeitslosengeldes von bis
zu 32 Monaten auf 12 Monate (bei älteren
Arbeitslosen 18 Monate) verkürzt. Die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe zum neuen Arbeitslosengeld II
hat die Lohnersatzleistungen für die Mehr-
heit der Arbeitslosen verschlechtert (Becker/
Hauser 2005). Um den Anreiz zur Arbeits-
aufnahme zu stärken, wurde ferner der
Qualifikationsschutz bei der Definition zu-
mutbarer Arbeit völlig aufgegeben. Diese
einschneidenden Änderungen beim Bezug
von Lohnersatzleistungen dürften den
Druck auf die Lohnfindung speziell im Be-
reich der Niedriglöhne erhöht und damit
den Weg für weitere monetäre Flexibilität
bereitet haben. Über den Kreis der unmit-
telbar betroffenen Arbeitslosen hinaus be-
einflussen vermutlich die Änderungen im
Bereich der Lohnersatzleistungen indirekt
auch die Konzessionsbereitschaft der Be-
schäftigten. Mit sinkendem Transferein-
kommen vergrößert sich der Abstand zum
Erwerbseinkommen und es wächst der
Spielraum für Lohnanpassungen nach un-
ten.

3.3 ARBEITSZEIT

Der Gesetzgeber und vor allem die Tarif-
vertragsparteien haben die drei Dimensio-
nen der Arbeitszeit, Dauer, Lage und Ver-
teilung, merklich flexibilisiert. Das Mitte
1994 in Kraft getretene Arbeitszeitgesetz,
das die Arbeitszeitordnung von 1938 ab-
löste, hob die Grenze für die wöchent-
liche Höchstarbeitszeit bis auf 60 Stunden
an und bezog außerdem wirtschaftliche
Gründe in den Kanon der Ausnahmetat-
bestände für die Sonn- und Feiertagsarbeit
mit ein. Um die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen zu stei-
gern, ist seitdem die Rund-um-die-Uhr-
Produktion möglich. Dieser Schritt er-
laubt, die Produktionskapazitäten ohne
zusätzliche Investitionen auszuweiten und
die Kapitalstückkosten zu senken. Seit In-
krafttreten des Arbeitszeitgesetzes hat der
Anteil der sonntags Beschäftigten bis 2005
von 17,1 % auf 24,5 % zugelegt (Seifert
2006).

Der bedeutsamste Flexibilisierungs-
schritt betrifft die Verteilung der Arbeits-
zeit. Tarifvertragliche Regelungen haben
sukzessive Spielraum für die Einführung
von Arbeitszeitkonten eingeräumt, die zen-
tralen Regelungsparameter (Ausgleichs-
zeiträume, Höchstguthaben usw.) schritt-
weise erweitert (Seifert 2006) und im Prin-
zip einen Modellwechsel von der mehr
oder minder starren Normalarbeitszeit hin
zu einer variabel verteilten Regelarbeitszeit
vollzogen. Etwa zwei Drittel aller Betriebe
organisieren mittlerweile die Arbeitszeit
auf der Basis von Arbeitszeitkonten (DIHK
2004; Seifert 2005).

Arbeitszeitkonten schaffen Raum für
interne (numerische, monetäre und tem-
porale) Flexibilität. Bei einer gegebenen
Regelarbeitszeit lässt sich die tatsächliche
tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit eng
mit den jeweiligen Auftragsrhythmen syn-
chronisieren. Eine flexible Arbeitszeitorga-
nisation hilft, Leerzeiten sowie Lagerkosten
zu minimieren, Überstundenzuschläge
durch Zeitkonten zu umgehen und bei kür-
zeren Schwankungen im Arbeitskräftebe-
darf auch Einstell- und Entlasskosten zu
reduzieren (Seifert 2005).

3.4 ARBEITSRECHT

Lockerungen im Kündigungsschutzrecht
haben die Handlungsmöglichkeiten für ex-
tern-numerische Flexibilität erweitert. Das
zum Jahresbeginn 2004 in Kraft getretene
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4.1 EINKOMMEN UND ARBEITS-
KOSTEN 

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes hat
dazu beigetragen, die Lohnentwicklung zu
dämpfen, die Lohnstruktur zu spreizen
und die Arbeitskosten bzw. Lohnstückkos-
ten zu senken. Seit Mitte der 1990er Jahre
sind die tariflichen Lohnsteigerungen un-
ter den Margen geblieben, die den vertei-
lungsneutralen Spielraum markieren. Die
Bilanz der Entwicklung der Effektivlöhne
für die letzten zehn Jahre in der alten EU
weist Deutschland neben Österreich als
„lohnpolitisches Schlusslicht“ aus (Schul-
ten 2006, S. 370). Hohe Arbeitslosigkeit,
rückläufige Mitgliederzahlen und eine ab-
nehmende Tarifbindung schwächen die ta-
rifliche Verhandlungsposition der Gewerk-
schaften und beeinflussen die Tarifergeb-
nisse. Die negative Lohndrift während des
letzten Jahrzehnts hat die Effektivlöhne zu-
sätzlich gedrückt (Bispinck 2006). Sie ist
wesentlich Ergebnis der Deregulierungen
am Arbeitsmarkt und geht auf die Förde-
rung atypischer Beschäftigungsformen
und die im Rahmen von tariflichen Öff-
nungsklauseln vereinbarten Arbeitszeitver-
kürzungen (ohne oder nur mit partiellem
Lohnausgleich) als Alternative zu Entlas-
sungen wie auch auf den Wegfall übertarif-
licher Einkommenskomponenten und ab-
gesenkte Tarifeinkommen sowie den Er-
satz von zuschlagpflichtigen Überstunden
durch Arbeitszeitkonten zurück.

Die deregulierte Arbeitsmarktverfas-
sung hat auch die Lohnstruktur auseinan-
dergezogen. Vor allem in der unteren Hälf-
te der Lohngruppen hat die Lohnspreizung
in Deutschland stark zugenommen. Mitt-
lerweile liegt sie deutlich über dem EU-
Durchschnittswert und hat sogar das Aus-
maß anderer Länder, die beschäftigungs-
politisch erfolgreich sind – wie Großbri-
tannien –, übertroffen (im Überblick:
Schettkat 2006; European Commission
2005). Gleichzeitig wächst der Anteil der
Beschäftigten mit Niedrigeinkommen. Un-
ter den Vollzeitbeschäftigten ist der Anteil
dieser Gruppe zwischen 1997 und 2004 von
15,9 % auf 18,6 % gestiegen und liegt mitt-

(3) Das 2003 in Kraft getretene 2. Hartz-
Gesetz hat die Verdienstgrenze für gering-
fügige Beschäftigung von 325 € auf 400 €
angehoben und die 15-Stunden-Grenze
abgeschafft, die Versicherungspflicht in Ne-
benjobs aufgehoben und die Gesamtabga-
ben für die Arbeitgeber auf 25 % festgelegt,
die Mitte 2006 auf 30 % angehoben wur-
den. Hatte der Gesetzgeber ursprünglich
die Begrenzung dieser Beschäftigungsform
im Auge, so vollziehen die Hartz-Gesetze
eine Wende mit dem Ziel, geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse als Brücke in re-
guläre Beschäftigung zu fördern, die sie
aber überwiegend nicht sind (Deutscher
Bundestag 2006). Zwischen 2002 und 2006
(März) ist diese Beschäftigtengruppe von
4,1 Mio. auf 6,8 Mio. gestiegen (Bundes-
agentur für Arbeit 2006).

Die Förderung atypischer Beschäftigung
hat regelungsbedingte Restriktionen bei
extern-numerischer, aber auch bei intern-
monetärer und intern-temporaler Flexibi-
lität gelockert. Bei volatiler Nachfrage kön-
nen Betriebe in erweitertem Maße auf den
externen Arbeitsmarkt zurückgreifen und
befristet den Arbeitseinsatz aufstocken. Als
Alternative zu dauerhaften Einstellungen
lassen sich mit Hilfe temporärer Beschäfti-
gung Entlassungskosten reduzieren oder
vermeiden. Diesen Kostenvorteilen können
Such-, Einstellungs- und Einarbeitungs-
kosten gegenüberstehen. Da solche Kosten
bei flexiblen Arbeitszeitmodellen auf Basis
von Arbeitszeitkonten nicht entstehen,
können sich diese Formen interner Flexibi-
lität als funktionale Äquivalente zum Ein-
satz atypischer Beschäftigung anbieten.

4
Wirkungen

Eine umfassende Wirkungsanalyse, die
quantifiziert, in welchem Ausmaß die be-
schriebenen Deregulierungen die Arbeits-
kosten verändert sowie wirtschaftliches
Wachstum und Beschäftigung (Niveau und
Struktur) beeinflusst haben, fehlt noch.
Wirkungsanalysen liegen lediglich zu ein-
zelnen Regelungen vor, auf deren Ergeb-
nisse nachfolgend Bezug genommen wird.
Thematisiert werden ferner soziale Auswir-
kungen der Deregulierung, die in der bis-
herigen Debatte nur wenig Beachtung fin-
den.

„Gesetz für Reformen am Arbeitsmarkt“
hat 

– den Schwellenwert für die Anwendbar-
keit des Kündigungsschutzgesetzes von
fünf auf zehn Beschäftigte heraufgesetzt,
– Arbeitgebern die Möglichkeit einge-
räumt, bei betriebsbedingten Kündigun-
gen Arbeitnehmern Abfindungen anzubie-
ten, wenn diese im Gegenzug auf Kündi-
gungsschutzklagen verzichten,
– ermöglicht, mit Arbeitnehmern die älter
als 52 Jahre sind sachgrundlos beliebig
häufig befristete Arbeitsverträge abzu-
schließen,2

– die Kriterien der Sozialauswahl einge-
schränkt und formalisiert sowie
– neu gegründeten Unternehmen gestat-
tet, Arbeitsverträge bis zu vier Jahre sach-
grundlos zu befristen.

Diese Änderungen im Arbeitsrecht haben
externe Flexibilität für einzelne Beschäftig-
tengruppen, aber auch für weite Teile der
betrieblichen Kernbelegschaften erweitert.

3.5 BESCHÄFTIGUNGSFORMEN/
ATYPISCHE BESCHÄFTIGUNG 

Die Deregulierungspolitik der beiden letz-
ten Jahrzehnte hat den Ausbau atypischer
Beschäftigung gefördert und zur abneh-
menden quantitativen Bedeutung des Nor-
malarbeitsverhältnisses beigetragen. Die
zahlreichen Einzelschritte3 haben die Rege-
lungsstrukturen wie folgt verändert:

(1) Bei der Leiharbeit ist die – ursprünglich
auf maximal drei Monate begrenzte –
Überlassungsdauer sukzessive (zunächst
auf sechs, dann auf zwölf und später auf
24 Monate) ausgeweitet und letztlich eben-
so wie das Synchronisations- und Wieder-
einstellungsverbot völlig abgeschafft wor-
den. Im Gegenzug wurde die tarifliche Ent-
lohnung eingeführt, die aber überwiegend
unter den Tarifen der Entleihbetriebe liegt.
Von niedrigem Niveau aus hat Leiharbeit in
den letzten Jahren stark auf 1,3 % der Be-
schäftigten zugenommen.

(2) Befristete Beschäftigung ohne sachli-
chen Grund bei Neueinstellung war bis
zum Beschäftigungsförderungsgesetz von
1985 maximal für ein Jahr möglich. Mitt-
lerweile sind solche Befristungen bis zu
zwei Jahre zulässig, ohne dass der Anteil
dieser Beschäftigtengruppe merklich ge-
stiegen ist. Er lag 2005 bei 8 %.

2 Mittlerweile hat der Europäische Gerichtshof die-
se Regelung als nicht mit der Anti-Diskriminie-
rungsrichtlinie vereinbar erklärt.

3 Eine detaillierte Übersicht über gesetzliche Ände-
rungen befristeter Arbeitsverträge und der Leihar-
beit liefert Rudolph (2005).
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lerweile über dem EU-Durchschnittswert
(Rhein/Stamm 2006). Bezieht man die
Teilzeitbeschäftigten ein, dann erhöht sich
die Niedriglohnquote auf etwa 21 % (Kali-
na/Weinkopf 2006).

Die moderate Lohnentwicklung schlägt
sich unmittelbar in den Arbeitskosten nie-
der. Gemessen am EU-Durchschnitt sind
sie zwischen 1997 und 2004 nur unterpro-
portional gewachsen (Düthmann et al.
2006). Für Deutschland weist das Statisti-
sche Bundesamt im Zeitraum 2000 bis
2005 den geringsten Anstieg der Arbeits-
kosten in der Europäischen Union aus
(Statistisches Bundesamt 2006, S. 23). Zu
dieser, die relative Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft stärkenden Ent-
wicklung haben neben der direkten Flexi-
bilisierung von Lohnniveau und -struktur
verlängerte Wochenarbeitszeiten und die
Förderung atypischer Beschäftigungsver-
hältnisse beigetragen. Verlängerte Arbeits-
zeiten ohne Lohnausgleich senken propor-
tional den Stundenlohn. Zugleich erlauben
sie, die Betriebsnutzungszeiten auszuwei-
ten und die Kapitalstückkosten zu reduzie-
ren. Die Deregulierung und Förderung aty-
pischer Beschäftigungsverhältnisse (Befris-
tungen, Leiharbeit, Mini- und Midijobs)
dämpfen die durchschnittliche Einkom-
mensentwicklung, da die Entgelte in diesen
Tätigkeiten durchschnittlich unter denen
in vergleichbaren Normalarbeitsverhält-
nissen liegen (Keller/Seifert 2006).

Nicht zuletzt den skizzierten Deregu-
lierungsschritten ist die gespaltene wirt-
schaftliche Entwicklung während der letz-
ten Jahre zuzuschreiben. Nur schwach
wachsende Reallöhne haben zwar die preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit inländischer
Produzenten auf internationalen Märkten
merklich verbessern und die Außenhan-
delsüberschüsse auf immer neue Rekord-
marken steigern können; hierunter hat
aber die Binnennachfrage gelitten (Hein 
et al. 2005). Das wirtschaftliche Wachstum
blieb unter der Beschäftigungsschwelle, es
reichte nicht aus, die Rate der Produkti-
vitätsentwicklung zu übertreffen.

4.2 BESCHÄFTIGUNG UND ARBEITS-
LOSIGKEIT

Folgt man der Flexibilisierungshypothese
(Sinn 2003), die einen engen Zusammen-
hang zwischen dem Grad der Arbeits-
marktflexibilisierung und dem Beschäfti-
gungsniveau unterstellt, dann hätte am Ar-
beitsmarkt längst die Wende zum Besseren

einsetzen müssen. Die Deregulierungspoli-
tik der beiden letzten Jahrzehnte hat die
Stellschrauben sämtlicher Flexibilisie-
rungsformen mit Ausnahme der funktio-
nalen Flexibilität (berufliche Weiterbil-
dung) neu justiert und den Spielraum bei
internen wie bei externen, bei numeri-
schen, temporalen und bei monetären Va-
rianten ausgeweitet. Die Effektiveinkom-
men sind über einen langen Zeitraum hin-
ter dem verteilungsneutralen Spielraum
zurückgeblieben, die Lohnspreizung hat
zugenommen, die Arbeitszeit ist umfas-
send flexibilisiert, der soziale Druck auf die
Arbeitslosen verstärkt, atypische Beschäfti-
gung erleichtert und auch die Grenze für
die Gültigkeit des Kündigungsschutzes ist
heraufgesetzt worden.

Angesichts dieser stattlichen Bilanz ist
erklärungsbedürftig, warum die prognosti-
zierten Beschäftigungsreaktionen ausge-
blieben sind, die Zahl der Arbeitslosen
nicht wenigstens in kleinen Schritten
zurückgegangen, sondern noch bis etwa
Ende 2005 weiter gestiegen ist. Auch die
Strukturprobleme am Arbeitsmarkt dau-
ern hartnäckig an. Trotz erweiterter Lohn-
spreizung und verschärftem sozialen
Druck zur Wiederaufnahme von Arbeit
verharrt der Anteil der gering Qualifizier-
ten unter den Arbeitslosen ungebrochen
bei gut 39 %. Offensichtlich hat die bishe-
rige Deregulierungspolitik weder bei der
Lösung der Niveau- noch der Strukturpro-
bleme des Arbeitsmarktes Früchte getra-
gen.

Arbeitsmarktverfassung und Beschäf-
tigungsentwicklung korrespondieren we-
niger eng als in der neoklassischen Arbeits-
marktheorie unterstellt, wie eine neuere
Arbeit der OECD zeigt (Brandt et al. 2005).
In einer empirischen Analyse stuft sie die
Reformenintensität4 in Deutschland in den
Jahren 1994–2004 als insgesamt hoch ein
und verortet Deutschland in einem inter-
nationalen Ranking an vierter Stelle.
Gleichwohl hat die Arbeitslosigkeit im Be-
obachtungszeitraum weiter zugenommen.
Ein genau umgekehrter Zusammenhang
zwischen Deregulierung und Arbeitslosig-
keit kennzeichnet dagegen die Entwicklung
in anderen Ländern, wie z. B. besonders in
Spanien. Dort ist die Arbeitslosigkeit spür-
bar gesunken, ohne dass die stark regulier-
te Arbeitsmarktverfassung merklich refor-
miert wurde. Diese unterschiedlichen Ent-
wicklungsmuster deuten an, was neuere,
auf (im Vergleich zu früheren Analysen)
besseren Datensätzen basierende empiri-

sche Studien bestätigen: Der Zusammen-
hang von Arbeitsmarktinstitutionen und
Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit ist kei-
neswegs eindeutig (im Überblick: Howell
et al. 2006; OECD 2006; Baker et al. 2005).5

Hervorzuheben ist, dass diese Analysen
Formen interner Flexibilität, deren Hand-
lungsspielraum in Deutschland vergleichs-
weise ausgeprägt ist, nicht berücksichtigen.
Dieses grundsätzliche Defizit dürfte vor al-
lem mit der unzureichenden Datenlage be-
gründet sein, die sich mit einer neuen Er-
hebung über variable Arbeitszeiten erst
jüngst zu bessern beginnt (Riedmann
2006).

Als Ergebnis der Literaturauswertung
lässt sich festhalten, dass Regelungen zum
Schutz der Beschäftigung (employment
protection legislation), zu denen Kündi-
gungsschutz, Leiharbeit und Befristungen
zählen, nicht als Hindernis für mehr Be-
schäftigung anzusehen sind (OECD 1999;
OECD 2004; OECD 2006).

Die weitgehende Beschäftigungsneu-
tralität des Kündigungsschutzes bestätigt
auch eine Untersuchung für Deutschland
(Bauer et al. 2004). Analysen über den Ein-
fluss von Arbeitslosengeld, gewerkschaftli-
chen Organisationsgrad, Zentralisierungs-
grad der Tarifpolitik, der Steuerquote und
den Einsatz aktiver Arbeitsmarktpolitik auf
die Arbeitslosenquote zeigen nicht immer
signifikante Zusammenhänge. Statistisch
signifikant erscheint am ehesten der Zu-
sammenhang von Lohnersatzleistungen
und Arbeitslosigkeit zu sein, wobei drei Re-
lativierungen zu beachten sind: Erstens
können generöse Lohnersatzleistungen
durchaus mit einer günstigen Arbeits-
marktentwicklung kompatibel sein, wenn
sie mit einem umfassenden Programm zur
Aktivierung von Arbeitslosen kombiniert
werden (OECD 2006, S. 98 ff). Zweitens ist
die Wirkung von Lohnersatzleistungen auf
die Beschäftigung zwiespältig (Tatsiramos
2006). Die Höhe des Arbeitslosengeldes

4 Die Reformintensität wird mit Hilfe eines aggre-
gierten Indikators quantifiziert, in den institutio-
nelle Änderungen bei der Arbeitsmarktpolitik, den
Steuern und Abgaben, den Regelungen zum Be-
schäftigungsschutz, den Lohnersatzleistungen, den
Lohnregelungen/industriellen Beziehungen, der
Arbeitszeitflexibilisierung/Teilzeitarbeit sowie der
Regelungen zur vorzeitigen Beendigung des Er-
werbslebens eingehen (Brandt et al. 2005, S. 56). 

5 Die nicht nur marginalen methodischen Probleme,
die sich bei der Analyse von Arbeitsmarktverfas-
sungen und deren Veränderungen stellen, sollen
hier außer Acht bleiben (Howell et al. 2006).
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verlängert einerseits die Dauer der Arbeits-
losigkeit, stabilisiert andererseits aber die
nachfolgende Beschäftigungsphase. Diesen
Befund kann man als Hinweis dafür wer-
ten, dass Lohnersatzleistungen die Effizienz
von Matching-Prozessen steigern, das Risi-
ko von Fehlallokationen und dadurch ver-
ursachte Produktivitätsverluste sowie Such-
und Einstellungskosten mindern. Schließ-
lich wird eingewandt, dass statistisch signi-
fikante Zusammenhänge nicht auch die
Richtung der Kausalitätsbeziehungen be-
stimmen. So können veränderte Arbeitslo-
senquoten durchaus Änderungen in den
Lohnersatzleistungen auslösen (Howell 
et al. 2006).

Für die beschäftigungspolitische Debat-
te sind drei weitere Ergebnisse der OECD-
Analysen bedeutsam. Erstens verdeutlichen
sie, dass die Verbesserung der Arbeits-
marktsituation wesentlich von einer koor-
dinierten Beschäftigungspolitik abhängt
(OECD 2003, hierzu auch: Hein et al. 2003).
Zweitens können unterschiedliche beschäf-
tigungspolitische Konzepte zu einer guten
Beschäftigungslage führen, wie die Beispie-
le einiger angelsächsischer Länder mit ge-
ringem Regulierungsgrad auf den Produkt-
und Arbeitsmärkten, niedrigen Steuersät-
zen und Lohnersatzraten einerseits und der
Länder (Skandinavien) mit zentralisierten
Tarifsystemen, umfassenden sozialen Siche-
rungssystemen, generösen Lohnersatzraten
und hohen Steuersätzen sowie strikten Re-
gelungen zur Beschäftigungssicherung an-
dererseits zeigen (OECD 2006, S. 190). Drit-
tens versprechen komplexe, aufeinander
abgestimmte Reformpakete größeren Er-
folg als stückweise Einzelreformen („piece-
meal“ reforms).

Das langjährige Ausbleiben positiver
Beschäftigungseffekte6 führen Befürworter
der Flexibilisierung auf eine asymmetri-
sche Deregulierungspolitik zurück (Sach-
verständigenrat 2005; Eichhorst et al.
2004). Es handele sich um eine lediglich
„selektive“ Flexibilisierung (Walwei 2006),
die sich vorrangig auf die Ränder des Ar-
beitsmarktes konzentriere, atypische Be-
schäftigungsverhältnisse fördere, das Nor-
malarbeitsverhältnis jedoch weitgehend
unangetastet lasse und so einer „Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft auf dem Arbeitsmarkt“
(Sachverständigenrat 2005, Ziffer 181) Vor-
schub leiste. Dieses Argument trägt nur be-
dingt. Die beschriebenen institutionellen
Änderungen im Bereich der Tarifpolitik
betreffen weite Teile der Kernbelegschaf-
ten. Sie mussten teilweise erhebliche Kon-

zessionen sowohl bei intern-numerischer
als auch monetärer sowie temporaler An-
passungsflexibilität hinnehmen, um im
Gegenzug befristete Beschäftigungsstabi-
lität einzutauschen. Indirekt dürften auch
die Änderungen bei den Lohnersatzleis-
tungen sowie im Bereich der atypischen
Beschäftigungsverhältnisse in den Kernbe-
reich des Arbeitsmarktes ausstrahlen und
dort den Druck auf Konzessionsbereit-
schaft bei wichtigen Kostenelementen wie
Lohn und Arbeitszeit verstärken. Die The-
se der Deregulierungsasymmetrie ist also
zu relativieren und kann als Argument für
ausbleibende Beschäftigungseffekte nicht
überzeugen.

4.3 SOZIALE VERWERFUNGEN

Ernst zu nehmen ist der vom Sachverstän-
digenrat nicht näher erläuterte Hinweis auf
die „Zwei-Klassen-Gesellschaft auf dem
Arbeitsmarkt“. Eine markante Trennlinie
verläuft zwischen dem wachsenden Sektor
der atypischen Beschäftigungsverhältnisse
und den Beschäftigten in Normalarbeits-
verhältnissen.7 Die erste Beschäftigten-
gruppe ist im Vergleich zu den Normalar-
beitsverhältnissen sowohl bei den Einkom-
men (Keller/Seifert 2006) als auch bei 
der betrieblich-beruflichen Weiterbildung
(Büchel/Pannenberg 2004) wie bei den be-
ruflichen Karrierechancen benachteiligt. In
dem Maße aber, wie Formen atypischer Be-
schäftigung an Bedeutung gewinnen, dro-
hen sich entlang der Kriterien Arbeitsrecht,
Arbeitszeit und Zugang zur Weiterbildung
neue Strukturen von Kern- und Randbe-
legschaften mit nur geringer Durchlässig-
keit und Aufstiegsmobilität zu verfestigen.

Abgesehen von den dadurch verursach-
ten sozialen und monetären Folgen für die
Individuen selbst gefährdet eine solche
neue Segmentierung auch die Funktions-
fähigkeit des Arbeitsmarktes. Bleibt ein
wachsender Teil der Beschäftigten bei be-
trieblicher Weiterbildung unterrepräsen-
tiert oder völlig ausgeschlossen, gerät die
Erneuerung des gesamtwirtschaftlichen
Humankapitalbestandes ins Stocken. Mis-
match-Probleme werden sich verschärfen.
Unterinvestitionen in Humankapital ge-
fährden Strukturwandel, Produktivitäts-
entwicklung und wirtschaftliches Wachs-
tum (OECD 2006). So dürften die seit 1997
nachlassenden betrieblichen Weiterbil-
dungsaktivitäten (Kuwan/Thebis 2005) zu
einem nicht unerheblichen Teil auf die Zu-
nahme atypischer Beschäftigungsverhält-

nisse zurückzuführen sein. Die Weiterbil-
dungslücke vergrößert sich noch dadurch,
dass im Zuge der Arbeitsmarktreformen
auch die öffentliche Weiterbildungsförde-
rung drastisch zusammengestrichen wur-
de. Diese Effekte schmälern die Bilanz der
Flexibilisierungsmaßnahmen. Der Zuge-
winn an intern- und extern-numerischer
sowie monetärer Flexibilität geht zulasten
der funktionalen Flexibilität. Kurzfristige
Kostenvorteile für die Betriebe erhöhen das
Risiko, im Gegenzug mittel- und langfristig
an Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit
einzubüßen.

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes
wirft nicht nur soziale Probleme für wach-
sende Teile der Beschäftigten auf, sondern
belastet auch die öffentlichen Haushalte,
einschließlich der sozialen Sicherungssyste-
me (Keller/Seifert 2006; Klammer/Leiber
2006). Die Flexibilisierung von Einkommen
und Arbeitszeiten sowie die Förderung aty-
pischer Beschäftigung und hier speziell die
der Mini/Midi-Jobs haben den Niedrig-
lohnbereich anschwellen lassen. Armut
trotz (Vollzeit)Arbeit nimmt zu. Immer
mehr private Haushalte sind auf öffentliche
Transfereinkommen angewiesen. Im Juli
2005 erhielten rd. 900.000 Beschäftigte zu
ihrem Arbeitslohn ergänzendes Arbeitslo-
sengeld II (Konle-Seidl/Lang 2006, S. 286).
Das tatsächliche Ausmaß der bedürftigen
Erwerbstätigen ist jedoch erheblich größer
und wird auf weitere 1,9 Mio. beziffert, da-
von 1,5 Mio.Vollzeitbeschäftigte, deren Ein-
kommen nicht vor Bedürftigkeit schützt
(Becker 2006). Die Tatsache, dass ein nicht
unerheblicher Teil der Vollzeitbeschäftigten
(gut 7 %) nur Einkommen unterhalb der
Bedürftigkeitsschwelle erzielt und überwie-
gend keine Transferleistungen reklamiert,
führt das Argument mangelnder Arbeitsbe-
reitschaft aufgrund zu geringer Lohnanrei-
ze ad absurdum.

6 Wenn sich im ersten Halbjahr 2006 die Beschäfti-
gungsentwicklung zu bessern begonnen hat, dann
ist diese Entwicklung weniger der Deregulierungs-
politik der letzten zwei Jahrzehnte als vielmehr der
allmählich im Laufe des Jahres 2005 belebten 
Binnennachfrage zuzuschreiben. Während sich
Deutschlands Exporte seit 1999 infolge der ver-
besserten preislichen Wettbewerbsbedingungen
dynamischer als in den übrigen Industrieländern
entwickelten, war die binnenwirtschaftliche Dyna-
mik in keinem der anderen Länder so schwach wie
in Deutschland (IMK 2006). 

7 Definiert ist das Normalarbeitsverhältnis durch un-
befristete versicherungspflichtige Vollzeitarbeit
(mit Tarifbindung). 
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Die Niedriglohn- und Armutsentwick-
lung hat auch zur Folge, dass öffentliche
Mittel zu ihrer Bekämpfung konsumptiv
eingesetzt werden, die dann nicht mehr für
wachstumsfördernde investive Verwendun-
gen zur Verfügung stehen. Hinzu kommt,
dass Einkommensarmut bekanntlich kein
guter Nährboden für Bildung ist (Deutsche
Bundesregierung 2005; Palentien 2005).
Gehen Bildungs- und Weiterbildungsenga-
gement verloren oder werden Bildungszu-
gänge eingeschränkt, leidet langfristig nicht
nur die Anpassungsfähigkeit des Arbeits-
marktes. Gravierende Konsequenzen für die
wirtschaftliche Dynamik zeichnen sich ab.

5
Fazit

Zweifellos ist ein flexibler Arbeitsmarkt ei-
ne notwendige, aber nicht hinreichende
Bedingung für eine erfolgreiche Beschäfti-

gungspolitik. Die Deregulierungen der
letzten Jahre haben das Flexibilitätspoten-
zial am Arbeitsmarkt insgesamt zwar be-
achtlich ausgeweitet, ohne aber die Be-
schäftigungsnachfrage zu stimulieren oder
die Strukturprobleme der Arbeitslosigkeit
zu lindern. Offensichtlich funktioniert der
Arbeitsmarkt nicht so, wie die Deregulie-
rungshypothese dies unterstellt. Es reicht
nicht aus, einseitig die Angebotsbedingun-
gen zu verbessern. Der beschäftigungspoli-
tische Misserfolg überrascht nicht, da die
Beschäftigungspolitik die Nachfrageseite
jahrelang vernachlässigt hat (Hein/Truger
2005; Palley 2006). So fehlte es an Impul-
sen, die dem flexibilisierten Arbeitsmarkt
die notwendige Dynamik für eine expansi-
ve Beschäftigungsentwicklung hätten ver-
leihen können. Solange aber die Vorzeichen
der Geld-, der Fiskal- und der Lohnpolitik
nicht expansiv ausgerichtet sind, werden
weitere Deregulierungen am Arbeitsmarkt
leer laufen und eher noch die Nachfrage-
seite zusätzlich schwächen.

Eine zweite Schlussfolgerung betrifft
die sozialen Folgen der Deregulierung. Um
Einkommensarmut, Unterinvestitionen in
Bildung und berufliche Weiterbildung so-
wie die Aushöhlung der sozialen Siche-
rungssysteme zu vermeiden, sind bei Re-
formschritten Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik enger aufeinander zu beziehen.
Überlegungen zu Flexicurity gehen einen
solchen Weg und versuchen, betrieblichem
Flexibilisierungsbedarf Rechnung zu tra-
gen, ohne jedoch die Sicherungsbedürfnis-
se der Beschäftigten zu vernachlässigen.
Zentrale Elemente dieses in anderen be-
schäftigungspolitisch erfolgreichen EU-
Ländern (wie Dänemark und Niederlan-
de) entwickelten und umgesetzten Ansat-
zes sind: Vorrang interner vor externer 
Formen der Flexibilität, Förderung der 
Beschäftigungsfähigkeit durch Weiterbil-
dung,Einführung eines Systems der Grund-
sicherung (Transfer 2004; Kronauer/Linne
2005).
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